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Wirtschaft und Gesellschaft

BUCHER

Alles muB sich dndern, damit es
so bleibt

Rezension von: Manfred Prisching, Die
Sozialpartnerschaft - Modell der
Vergangenheit oder Modell fiir Europa?,
Manz Verlag, Wien 1996, 213 Seiten,
oS 380,-.

Manfred Prisching ist ein anerkannt
profunder und kritischer Analytiker der
Osterreichischen Sozialpartnerschaft.
Es verwundert somit nicht, dal sich
auch er gerade dann mit einem Buch zu
diesem Thema zu Wort meldete, als
sich die gesetzlichen Interessenvertre-
tungen durch die Mitgliederbefragun-
gen einer besonderen éffentlichen Auf-
merksamkeit erfreuten und sich daher
die Publikationen zu diesem Politikmo-
dell hauften. Wie auch schon die vor-
hergehenden Arbeiten Prischings tber
das osterreichische Modell der Sozial-
partnerschaft unterscheidet sich das
vorliegende Buch allerdings von der
Uberwiegenden Mehrzahl der (insbe-
sondere jlngeren) Sozialpartner-
schafts-Literatur in bemerkenswerter
Weise. Denn Prisching 14t sich in sei-
ner Analyse und in seiner Kritik nicht
von kurzlebigen Modestrémungen lei-
ten. Er wischt nicht nur populistisch mit
dem groften Pauschalurteils-Tuch an
der Oberflache herum, sondern er un-
terzieht sich der viel aufwendigeren Ar-
beit, serids ins Detail und den Dingen
tatsachlich auf den Grund zu gehen.

Prisching geht davon aus, dal® zwar
marktwirtschaftliche Wirtschaftsmodel-

le ob ihrer wohistandsschaffenden Wir-
kung gerne als Vorbild, etwa fir die mit-
tel- und osteuropaischen Reformstaa-
ten, angepriesen werden, dal® man sich
dabei allerdings zumeist auf Mythen
des Marktes beschrankt. Ubersehen -
weil als selbstverstandlich angenom-
men - wird dabei der facettenreich aus-
gestaltete institutionelle Reichtum mo-
derner Gesellschaften, der sich in der
langfristigen Entwicklung der politi-
schen Kultur herauszubilden hat und
nicht einfach per Verordnung geschaf-
fen werden kann. Ein wesentliches Ele-
ment dieser Kultur ist eben die Einbet-
tung der Interessengruppen und Ver-
bande in das politische und demokrati-
sche System eines Landes, in Oster-
reich also in der speziellen Form der
Sozialpartnerschaft.

Dieses oOsterreichische System der
Interessenverbande, insbesondere der
groRen sozialen Gruppen der Arbeit-
nehmer und der Arbeitgeber, will Pri-
sching nicht nur als “Wirklichkeit” - also
in den effektiven politischen Strukturen
- beschreiben, sondern auch in “Bil-
dern”. Damitgemeintist die Vorstellung
von Sozialpartnerschaft in den Képfen
von Wahlern, Funktionaren und Politi-
kern. Weiters werden Probleme der
Pflichtmitgliedschaft in den Kammern
sowie der europaischen Integration be-
handelt. Letztendlich leitet Prisching
daraus Reformvorschléage ab, die nach
seiner Auffassung dazu beitragen
kénnten, dal} die Sozialpartnerschaft
aktuelle und teils existenzbedrohende
Herausforderungen, welche sich aus
Anderungen im gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Umfeld ergeben ha-
ben, besser zu bewaltigen vermag. Er
schliel3t mit der vergleichsweise optimi-
stischen Perspektive, dafl durchaus
das Potential zum Sammeln neuer
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Kréfte vorhanden sei, dal® es aber er-
heblicher Anstrengungen bediirfe, die-
ses Potential zu nitzen. Dann kénne
das Bewahrte der Vergangenheit auch
weiterhin seinen positiven Beitrag zur
Osterreichischen Politik leisten. Es
misse sich folglich “... alles andern, da-
mit es so bleibt”.

Das erste Kapitel (Die “‘Wirklichkeit”
der Sozialpartnerschaft - Der Wandel
korporatistischer Paradigmen) betrach-
tet weniger den Wandel der Sozialpart-
nerschaft als den Wandel der Perspek-
tiven, in denen sie gesehen wurde. Her-
vorragend wird dabei herausgearbeitet,
wie der Blickwinkel der Betrachtung
durch Sozialwissenschaftler und Bir-
ger, wie die Interpretation des Gegen-
standes vom jeweiligen Zeitgeist, von
der Aktualitat bestimmter Themen bzw.
theoretischer Modelle mitgepragt wur-
de.

Wie der Wechsel von Paradigmen,
welche die sozialwissenschaftliche Dis-
kussion pragten, die Deutung des 6ster-
reichischen Korporatismus im Zeitab-
lauf veranderte, wird an den Beispielen
Konsens- (Klassenkampf am griinen
Tisch als Saule des Wirtschaftswun-
ders in den finfziger und sechziger
Jahren), Pluralismus- (flexibles Krafte-
spiel vieler Gruppen flhrt zu harmoni-
schem Gemeinwohl), Verschwoérungs-
(Politikgestaltung vorbei am demokrati-
schen Verfassungssystem), Entla-
stungs- (Wahrung der Problemlsungs-
kapazitat eines (berlasteten Staates
durch Auslagerung von unangenehmen
Entscheidungen), Stabilisierungs- (er-
folgreicher makrodkonomischer Inter-
ventionismus in Krisenzeiten), Skleroti-
sierungs- (Versteinerung behindert wirt-
schaftliche Dynamik) und Symbiosepa-
radigma (Integration starker Verbande
zur Stabilisierung der politisch-wirt-
schaftlichen Lage) gezeigt. Dieser Ab-
schnitt kann durchaus als ebenso ge-
rechtfertigte wie auch geniBlich vor-
getragene Schelte des Autors der mei-
sten Kollegen seiner Zunft verstanden
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werden, die er deshalb auch folgerich-
tig zur Vorsicht in bezug auf hurtige
Aussagen lber den Aufstieg und Nie-
dergang korporatistischer Systeme
mahnt.

Das zweite Kapitel (Bestandsaufnah-
me - Von der Erfolgsgeschichte zum
Krisenfall) befal3t sich vor allem mit der
Auflésung jener Rahmenbedingungen,
die traditionell als Bestands- und auch
Erfolgsgarantie der Sozialpartnerschaft
dienten. Zuerst werden einige der
Grundcharakteristika dieses eigentiim-
lichen Systems wie etwa die verdoppel-
te Verbandestruktur, Informalitat, Ge-
samtwohlorientierung und Politiknahe
sowie deren Zusammenhang mit aktu-
ellen politischen Fragen beschrieben.
Dann widmet sich der Autor einigen
dieser Rahmenbedingungen, namlich
der Pluralisierung der Interessen, dem
Verlust der groRen Deutungen, den
Prozessen der Veralltdglichung, der
Komplizierung der Themen sowie der
Krise der politischen Akteure.

DiesesKapitel bietet zwar nicht allzu-
viel wirklich Neues (Uber das Funktio-
nieren der Sozialpartnerschaft und die
geanderten Rahmenbedingungen wur-
de schon ausfihrlichst publiziert), es ist
aber dennoch aus zweierlei Griinden
bemerkenswert. Wahrend die meisten
anderen sozialwissenschaftlichen Be-
schreibungsversuche der Sozialpart-
nerschaft zumeist hilf- und verstandnis-
los aus gesicherter Distanz am im Kern
unverstandenen Untersuchungsobjekt
herumzudeuteln versuchen, so finden
sich bei Prisching die meines Erach-
tens seit langem profundesten und ge-
lungensten Beschreibungen komplexer
Phanomene wie etwa des internen und
externen Interessenausgleichs, der
vieldimensionalen Verflechtung von
Parteien, Regierung, Parlament und
Verbanden oder der Veralltaglichung
politischer Errungenschaften.

Zweitens unterscheidet sich dieser
Abschnitt wohltuend von anderen Pu-
blikationen zum Thema durch die Ab-
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senz oberflachlicher Wertungen und
voreiliger Prognosen. Mustergliltig
diesbezlglich ist etwa die Passage
Uber die vielfach geforderte Funktions-
trennung von Abgéordneten und Spit-
zenfunktionaren der Verbande: Unter
volligem Verzicht auf zeitgeistiges und
oberlehrerhaftes Besserwissen blattert
Prisching die Funktionszusammenhan-
ge Ubersichtlich vor dem Leser auf, und
er beschreibt mégliche Alternativen und
deren mégliche Konsequenzen, wobei
er der Versuchung simplifizierender Wer-
tungen (gut/schlecht, schwarz/weil3,
demokratisch/undemokratisch ...) tap-
fer widersteht. Prisching ist sich dieses
Positivums seines Werkes wohl be-
wuBt, kann er sich doch (wiederum vol-
lig zu Recht) einige kritische Bemer-
kungen gegen diejenigen Theoretiker
des Korporatismus und ihre Methoden
nicht verkneifen, die sich ob ihrer Er-
folglosigkeit “die Haare raufen” (Origi-
nalton Prisching), da sie selbst dort kla-
re Kausalitaten suchen, wo diese auf-
grund Figurationen wechselseitiger
Verursachung nicht nachweisbar und
wo folglich nur plausible Beschreibun-
gen moglich sind, welche historischen
Konstellationen jeweils ein in diesem
Kontext verstandliches Ergebnis liefer-
ten.

Am Ende dieses Kapitels wirft Pri-
sching - wieder einmal deutlich reali-
tatsnaher als viele seiner Kollegen - die
Frage auf, ob das sozialpartnerschattli-
che Arrangement nicht vielleicht einem
dauernden Prozef3 der Veranderung
unterworfen sei, anstatt der Mode zu
folgen und die grof’e Wende (wohin
auch immer) auszurufen. Dennoch
greift er in den beiden folgenden Kapi-
teln zwei Veranderungen heraus, die in
ganz besonderer Weise die Funktion
der Sozialpartnerschaft beeinflussen,
namlich die Diskussion um die existen-
tielle Frage der Pflichtmitgliedschaft in
den Kammern sowie die Folgen der eu-
ropaischen Integration.

Im dritten Kapitel (Das Problem der
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Pflichtmitgliedschaft - Die Attacken des
Zeitgeistes und der Fortbestand der
Sozialpartnerschaft) wird fein heraus-
gearbeitet, was die Zeit-Geist(er)-Rei-
ter (ibersehen, sei es unwissentlich,
weil sie die Komplexitat des Systems
nicht erkennen und einfach den Mode-
trends wie Deregulierung, Wettbewerb
etc. blind nachrennen (Prisching tber
diese: “Was fiir die Banken gutist, kann
auch fir die Interessenvertretungen
nicht falsch sein. Wettbewerb belebt die
Sinne.”), oder wissentlich, da es ihnen
ohnedies um die Zerstérung des ge-
samten politischen Systems geht: Die
Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft
in den Kammern bedeutet die Abschaf-
fung des osterreichischen Systems der
Sozialpartnerschaft, das Ende der Kon-
sensorientierung und der friedlichen
Lésung sozialer Konflikte, den Wegfall
offentlicher Gulter und damit die
Schlechterstellung aller. Lobbyierende
Kleinverbande wirden Spezialinteres-
sen ohne Gemeinwohlorientierung ver-
treten. Das einzelne Mitglied wird sich
zwar in einem Spezialverband subjek-
tiv besser vertreten fiihlen, doch seine
Interessen werden auf politischer Ebe-
ne weit schwerer durchzusetzen sein -
zumindest dann, wenn es zu den
schwécheren und wenig finanzstarken
Mitgliedern zahlt, die heute in besonde-
rem MalRe von der gesetzlichen Mit-
gliedschaft profitieren. Denn es ist evi-
dent, dal® beim Ubergang zu einem Sy-
stem von Verbanden mit freiwilliger Mit-
gliedschaft die Starken starker und die
Schwachen schwéacher werden. Pri-
sching entlarvt dabei auch die Verlo-
genheit jener, die vorgeben, die Interes-
sen der “Kleinen” gegen die “GroRbiiro-
kraten” und “Grof3konzerne” zu vertei-
digen und deshalb die Abschaffung der
Pflichtmitgliedschaft fordern, was eine
Strategie der Umverteilung nach oben
bedeuten und vor allem den “Kleinen”
auf den Kopf fallen wiirde.

Prisching setzt sich in diesem Kapitel
mit weiteren brisanten Thesen (lber
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eine (mdgliche) Zeit nach der Pflicht-
mitgliedschaft auseinander, etwa der
Frage der Reprasentativitat in einem
zersplitterten System konkurrierender
Verbande, oder mit der Frage, wer nach
der Zerschlagung des jetzigen Systems
die bislang von den Kammern bereitge-
stellten 6ffentlichen Giter anbieten
werde. Entgegen dem aktuellen Trend
zu Privatisierung und Ausgliederung
wirde sich wohl eine Verstaatlichung
mit fraglichen Folgen fir die Finanzie-
rung von Leistungen und fiir die Effizi-
enz nicht vermeiden lassen. Weiters
wird logisch préazise abgeleitet, wie die
Konflikte zwischen gesellschaftlichen
Gruppen ansteigen und die Politik im-
mer kurzsichtiger und gesamtwirt-
schaftlich irrationaler werden wiirde.
Prisching kommt somit zum Reslmee,
daf die oft als kleine und effizienzstei-
gernde Korrektur des Systems darge-
stellte Abschaffung der Pflichtmitglied-
schaft tatsachlich die Weiterexistenz
des Systems in Frage stellen soll. Die
Alternative, ein Lobby-System nach
amerikanischem Muster, sei nach Pri-
sching “weder billiger noch tibersichtli-
cher noch demokratischer als die Sozi-
alpartnerschaft, und von der sozialen
Gerechtigkeit wollen wir gar nicht erst
reden. Die Aufhebung der Pflichtmit-
gliedschaft ist ein Beitrag zur Ver-
schleierung politischer EinfluBnah-
men”.

Im vierten Kapitel (/nteressengrup-
pen an der Schwelle zu Europa - Die
Entwicklung des politischen Aktionsrau-
mes) werden Verénderungen, die im
neuen Europa auf das sozialpartner-
schaftliche System zukommen, disku-
tiert. Naturlich diskutiert der Autor dabei
auch die Frage, ob die Verlagerung von
Kompetenzen nach Brissel eine
Schwachung der nationalen Verbande
bedeutet. Prisching geht es aber um
mehr, namlich um das Aufzeigen der
vielschichtigen Problematiken in einer
vollig veranderten Szene von Politik
und Gesellschaft, die fesselnd in Unter-
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kapiteln, wie etwa europaischer Plura-
lismus, Multikulturismus, Postmateria-
lismus und Antipolitismus, beleuchtet
wird. Letzteres Phanomen (Antipolitis-
mus) hatte allerdings durchaus schon
vorne in Kapitel 2 abgehandelt werden
kénnen, da die Beschreibung der Pha-
nomene zwar einleuchtend ist, nicht
aber unbedingt der Zusammenhang mit
der Vertiefung der européaischen Inte-
gration.

Auch in diesem Kapitel bleibt Pri-
sching wohltuend auf der seridsen Sei-
te. In vollem BewuBtsein dariiber, wie
unklar die Zige des “Neuen Europa”
derzeit noch sind und wie diffus deshalb
erst Vorhersagen (iber die Rolle korpo-
ratistischer Elemente in diesem Szena-
rio ausfallen missen, vermeidet Pri-
sching sinnvollerweise jegliche Progno-
se. Es stellt vielmehr seine Betrachtun-
gen als Spekulationen iber mdgliche
Entwicklungen dar und kommt - nach-
dem durchaus interessante Ansatze fir
einen Bedarf nach sozialpartnerschaft-
lichen Institutionen identifiziert werden
(z.B. Liberalisierung und Deregulierung
ergeben Bedarf nach Re-Regulierung,
Mindeststandards etc., wodurch die Ex-
pertise der praxisnahen Vertreter der
Verbande wieder gefragt sein kénnte) -
zu dem realistischen Schiul}, daB nai-
ver Optimismus ebenso unangebracht
wie Krisenfatalismus sei. SchlieBlich
gebe es ohnedies keine Alternative
zum Neuen Europa, sondern bloB Alter-
nativen im Neuen Europa, die es letzt-
endlich auszuloten gelte.

Wirde Prisching heute, nachdem
Osterreichs Erfahrungen in der EU wie-
der um gut ein Jahr reicher geworden
sind, eine Neuauflage seines Buches
publizieren, so kénnte er die Analyse
dieses Kapitels um folgende Punkte er-
ganzen: Dort, wo formal Kompetenzen
nach Briissel gewandert sind, besteht in
der Umsetzung oft ein groRerer natio-
naler Spielraum als vermutet wird. Da-
fir gibt es andererseits Materien, die
zwar formal in nationaler Kompetenz
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verblieben sind, wo den Einzelstaaten
aber (etwa aus Griinden des internatio-
nalen Standortwettbewerbs) in der Pra-
xis keine eigensténdigen Gestaltungs-
moglichkeiten offenstehen (z.B. Um-
weltsteuern). Die Hauptaufgabe der
Sozialpartner hat sich jedenfalls durch
den EU-Beitritt im Grunde gar nicht so
sehr geandert; sie besteht nach wie vor
in der nationalen (besser: autonom von
den Sozialpartnern durchgefiihrten)
Lohn- und Einkommenspolitik sowie in
der Beeinflussung der nationalen Ent-
scheidungen von Regierung bzw. Par-
lament, auch wenn sich hier die Spiel-
regeln und Kompetenzen geéndert ha-
ben.

Im finften und letzten Abschnitt pra-
sentiert Prisching nach der Bestands-
aufnahme und der Diskussion der
Schwierigkeiten und neuen Herausfor-
derungen letztendlich einige Vorschla-
ge fir “Reformen zum Uberleben - Die
Erneuerung des Selbstverstdandnisses”.
Prisching vermeidet es damit, sich in
die Gruppe der Krankjammerer und
Totsager einzureihen. Er betrachtet
vielmehr die Diskussion Uber die nicht
wegzuleugnende Krise von Organisa-
tionen als niitzlichen Ausgangspunkt
fur Reformen. Denn die Thematisie-
rung erstarrter Verhéltnisse oder ver-
schwiegener Probleme kénne hilfreich
sein, um durch eine prazise Diagnose
die Voraussetzung fir eine Verbesse-
rung des Zustandes des Patienten zu
schaffen - und Institutionen seien an-
passungsfahiger, als von ihren auf alte
Modelle fixierten Kritikern vielfach ver-
mutet wird. Prisching betont, dafl} es bei
seinen Reformvorschlagen nicht um
groRartige, neue Programme gehe,
sondern vielmehr um die Herausforde-
rung, vielleicht trivial erscheinende Vor-
schlage auch in die Praxis umzusetzen.

So empfiehlt Prisching den Sozial-
partnern anstatt groRer ideologischer
Entwirfe die Formulierung von Leit-
ideen und moralischen Grundvorstel-
lungen - zum leichteren Erkennen und
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Einordnen von Positionen - , die auch
authentisch von den sie verkiindenden
Personen verkorpert werden. Er emp-
fiehlt die Wiederbelebung einer verant-
wortungsvollen Sprache anstelle der
Ublich gewordenen Sprechblasen, die
Wahrung des Anspruches auf Deu-
tungskompetenz und Gemeinwohlori-
entierung sowie die Umsetzung konkre-
ter, falBbarer Projekte mittlerer Reich-
weite anstelle der populistischen Ver-
kindung groRer Visionen. Natirlich
verschliet Prisching die Augen nicht
vor der politischen Realitat und gesteht
daneben auch die gelegentliche Not-
wendigkeit des politischen Polterns und
mediengerechter Inszenierungen zu.

Prisching mahnt einen “Schlechtwet-
ter-Korporatismus” ein, der nicht nur
verteilen kann, der Synthesen findet,
anstatt nur zu akkumulieren. Fir eine
erfolgreiche Politik und deren Vertreter
seien Konturiertheit, Kreativitdt und
Realismus notwendig, denn Seriositat
und Glaubwirdigkeit seien das wichtig-
ste Kapital der Sozialpartnerschaft. Die
Aufgabe der Sicherung von Interessen
diirfe nicht nur als Besitzstandswah-
rung und Abmauern verstanden wer-
den, sondern sie mufl dynamisch neue
Herausforderungen annehmen. Dabei
missen aber Kontinuitat und Sicherheit
gewahrt bleiben, da diese eine Voraus-
setzung fiir eine leistungsféahige, dyna-
mische Wirtschaft sind.

Auch der Frage der Solidaritat wid-
met sich Prisching, und zwar in diffe-
renzierter und einflihisamer Weise. So-
lidaritdt sei in einer dynamischen
Marktgesellschaft, die auch viele Ver-
lierer produziert, unverzichtbar. Sie
diirfe aber auch und vor allem nicht rein
monetar gesehen werden, sondern sie
musse als kultureller Anspruch gelten.
Nachdem die Menschen durch die Po-
litik zu immer mehr berechtigt wurden,
wurde weitgehend verdréangt, dal} Be-
rechtigungen nur auf der Grundlage
von Verpflichtungen zu haben sind.
Eine ausufernde Umverteilungspolitik
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laufe paradoxerweise Gefahr, daB sich
alle als Opfer fiihlen. Wenn materieller
Wohlistand, Berechtigungen und An-
spriiche sich lber Jahrzehnte verviel-
facht haben, flihlen sich leicht diejeni-
gen als Opfer, deren Leistungen gering-
flgig reduziert werden.

Die Mdglichkeiten und die Grenzen
der Politik, die Machbarkeit und Kom-
plexitdt missen - wie von allen Politi-
kern - auch von den Sozialpartnern
besser vermittelt werden. Einzig Serio-
sitédt und Sachlichkeit helfen gegen die
Versuchung, sich als Helfer in allen Le-
benslagen zu prasentieren (was in Fol-
ge nur allzuleicht den Eindruck des Po-
litikversagens bewirkt), oder gegen das
verantwortungslose und populistische
Vorgaukeln einfacher und schmerzlo-
ser Ldsungen, die es in einer immer
vernetzter und komplexer werdenden
Welt nicht gibt.

Zur Reform der internen Organisati-
on meint Prisching, dal® die Mitglieder
besser zu behandeln und einzubinden
seien, dal} neue Arenen der Partizipati-
on geboten werden mii3ten, um ihre
Identifikation zu starken - wenn auch
aufgrund vorherrschender Politikmi-
digkeit nur wenige diese Angebote
wahrnehmen wirden. Die Pflichtmit-
gliedschaft ware dann zu rechtfertigen,
wenn Reformen wie Rechnungshofkon-
trolle der Gebarung, Einkommensbe-
grenzung und -offenlegung durch die
Funktiondre, Amterunvereinbarkeiten
und Reduzierung der Vielfachfunktio-
nen vorangetrieben wirden. Alles in al-
lem bediirfe es einer neuen Reformkul-
tur, die Uiber eine rein juristische Statu-
tenreform hinausgehend und als Pro-
zel verstanden, das Signal fir die per-
manente Bereitschaft daflr gibt, sich
den Leitideen unter laufend andernden
Rahmenbedingungen seriés und effizi-
ent zu widmen, wodurch das vertrau-
ensstérende Privilegienimage abge-
baut werden kénnte.

Es ware ein Vergniigen, ber diese
Schluf¥folgerungen bzw. kritischen Rat-
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schlage Prischings langer zu philoso-
phieren oder zu diskutieren. Sie klingen
durchwegs plausibel, sind zuweilen
aber auch recht vage, kryptisch oder
dialektisch gehalten: Leitideen - aber
nicht allzu ideologisch, Interessengrup-
penpolitik - aber nicht blind, sondern
gemeinwohlorientiert, verstandliche
Botschaften - aber in unterschiedlichen
Sprachen fir unterschiedliche Zielgrup-
pen, Seriositat - aber Anerkennung der
Bedeutung der sensationsgierigen Me-
dien, Anstandigkeit - aber nicht vor der
Ehrlichkeit zu flirchten beginnen, rheto-
risches Geschick - aber nicht zu viele
Gags, Solidaritat - aber nicht zuviel
Umverteilung usw.

Es ware aber aus zwei Grinden un-
fair, an dieser Stelle dem Autor vorzu-
werfen, es sich zu einfach gemacht zu
haben. Denn - erstens - konnten seine
Empfehlungen in dieser Rezension na-
turgemaR nur in verkirzter Form wie-
dergegeben werden; im Original ist die
Argumentation viel differenzierter (wo-
mit diese Rezension auch gleich unein-
geschrankt als Anreiz zur Lektire des
Buches aufgefallt werden soll). Zwei-
tens besteht das Buch aus 190 Seiten
brillianter Analyse, bevor Prisching sich
erlaubt, daraus auf ca. zwanzig Seiten
einige DenkanstoRe fir praktische Po-
litiker als Diskussionsgrundlage abzu-
leiten, deren teilweise Trivialitat er
selbst hervorhebt (was er allerdings in
einer FulRnote sofort wieder relativiert!)
- es gehe ihm schlieBlich vielmehr um
den Mut zur praktischen Umsetzung
von Reformen als um die Originalitat
der Ideen. Ubrigens wurden viele der
von Prisching eingeforderten Reformen
langst (auch schon vor Erscheinen des
Buches) umgesetzt, oder sie sind zu-
mindest im Gange. Aber - ich habe
schon verstanden - damit ist es ja nicht
getan; die zentrale Empfehlung dabei
ist schlie8lich der andauernde Prozef
der Reformkultur.

Prisching macht es somit dem Re-
zensenten nicht leicht, Kritikpunkte an
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seinem Werk zu identifizieren. Kleinka-
rierterweise kdnnte man etwa beméan-
geln, daB es in den seltensten Fallen
Funktionare sind, die den Mitgliedern
gegenibertreten, wenn an Schaltern
blrokratische Angelegenheiten abge-
handelt und Serviceleistungen erbracht
werden (wie auf S. 210 festgehalten
ist), sondern zumeist Angestellte der
Biiros der Organisationen.

Etwas schwerer mag der Einwand
wiegen, dal} in der Prischingschen Ana-
lyse sehr viel in der Mitte zusammen-
flieBt; es gibt keine Klassen mehr, es
gibt nur noch eine Politik der Mitte. In
Anbetracht der Situation auf den euro-
paischen Arbeitsméarkten und ange-
sichts der Polarisierung von Einkom-
men, Vermoégen und Wohlstand, die
von der dominierenden Politikrichtung
noch weiter vorangetrieben wird, er-
scheint dies etwas zu wenig konturiert.
Hier soll nicht der von Prisching zurecht
angeprangerte Fehler begangen wer-
den, alles krankzujammern und die
Uberragenden und geradezu unfallba-
ren Errungenschaften der letzten Jahr-
zehnte zu Ubersehen. Aber die giganti-

Wirtschaft und Gesellschaft

sche Vermehrung von Wohlstand, so-
Zialer Absicherung, Chancengleichheit
etc. sollte uns auch nicht zu sehr die
Sicht darauf verstellen, dal} in unseren
Gesellschaften nach wie vor massiv sy-
stematische Kréafte am Werk sind, die
Ungleichheit erzeugen, perpetuieren
und verstarken. Natirlich haben sich
dabei alte Fronten aufgeweicht, aller-
dings sind auch neue entstanden - hier
sei nur auf die infolge technologischer
Entwicklungen und der Globalisierung
der Markte geradezu explodierte Macht
des Finanzkapitals hingewiesen.

Dennoch: ein fesselndes Buch, eine
Uberzeugende Analyse, und Schluf¥fol-
gerungen, die von den Trégern der Po-
litik tunlichst genau studiert werden
sollten. Eine Pflichtlektlre nicht nur fiir
jeden Interessierten, sondern genau
genommen auch fir Uninteressierte,
die durch die Lektlre zu Interessierten
werden sollten, was durch Realitatsbe-
zug, bildhaft-lebendige Sprache und oft
auch amiisante Darstellung kraftig un-
terstutzt wird.

Thomas Delapina
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	Alles muß sich ändern, damit es so bleibt

